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Sitzungen der Bürgerschaft
Die nächsten Sitzungen der Bürgerschaft finden am

Mittwoch, dem 21. Mai 2014, um 15.00 Uhr und am Don-
nerstag, dem 22. Mai 2014, um 15.00 Uhr statt.

Hamburg, den 13. Mai 2014

Die Bürgerschaftskanzlei
Amtl. Anz. S. 877

Konsulate in der
Bundesrepublik Deutschland

Das Herrn Hans-Jürgen Müller am 22. Februar 2010 er-
teilte Exequatur als Honorarkonsul der Republik Albanien
in Hamburg mit dem Konsularbezirk Land Hamburg ist
mit Ablauf des 24. März 2014 erloschen. 

Die honorarkonsularische Vertretung der Republik
Albanien in Hamburg ist somit geschlossen. 

Hamburg, den 6. Mai 2014

Der Senat
Senatskanzlei

Eintragung in die Denkmalliste
Auf Grund von § 5 Absatz 1 des Denkmalschutzgesetzes

vom 5. April 2013 wird öffentlich bekannt gemacht:

In die Denkmalliste wurde am 25. April 2014 eingetra-
gen:
Liegeplatz HafenCity, Sandtorhafen
– Nach 1945 als Fischkutter fertig gestelltes, 1953 zu einer
Luxusyacht umgebautes und seit 1991 als Traditionssegler
betriebenes „SmH Freddy“ –

Eintragungen in die Denkmalliste haben insbesondere
nach § 9 Absatz 1 des Denkmalschutzgesetzes die Wirkung,
dass Kulturdenkmäler ohne Genehmigung des Denkmal-
schutzamtes weder ganz oder teilweise beseitigt, wiederher-
gestellt, erheblich ausgebessert, von ihrem Standort ent-
fernt oder sonst verändert werden dürfen.

Verstöße gegen die Bestimmungen der §§ 9 ff. können,
sofern sie nicht nach § 304 des Strafgesetzbuchs zu bestrafen
sind, nach § 27 des Denkmalschutzgesetzes als Ordnungs-
widrigkeiten mit Geldbußen bis zu 500 000,– Euro geahndet
werden.

Hamburg, den 25. April 2014

Die KulturbehördeAmtl. Anz. S. 877 Amtl. Anz. S. 877
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Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung des
Einzelfalls zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Airbus Operations GmbH hat bei der Behörde für

Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Immissionsschutz
und Betriebe – eine Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) im Rahmen des
Ratenhochlaufes bei der Produktion von SA-Flugzeugen
für betriebliche und bauliche Änderungen im SA-Lackier-
hallenzentrum 11 (Erhöhung der Jahres-Kapazität von zu
lackierenden AC’s auf 220 Stück und SLW’s auf 210 Stück,
Anpassung der Brandabschnitte in Halle 11 und 11B, Ein-
richtung von zwei zusätzlichen Farblagern (Halle 11B und
11C) mit je 10 000 Liter Lagermenge, Erhöhung der Lager-
menge im Farbmischraum Halle 11E auf etwa 1000 Liter
Lagermenge als Tagesbedarf, Einrichtung einer Umschlag-
fläche in Halle 11A, Einrichtung eines Smart-Drying
Systems in SLW-Shop 1 (Halle 11), SLW-Shop 2 und 3
(Halle 11E) sowie in Halle 11B, Rückbau einer der drei
Lackiersektionen im Technikum Halle 11B, Rückbau der
Nasswäscher und Ersatz durch Trockenfilter zur Partikelab-
scheidung sowie Rückbau der Chromatentgiftung), und
damit für die Änderung einer „Anlage für Bau und Instand-
haltung, ausgenommen die Wartung einschließlich kleine-
rer Reparaturen, von Luftfahrzeugen, soweit je Jahr mehr
als 50 Luftfahrzeuge hergestellt werden können“ (Num-
mer 3.25.1 des Anhangs 1 der 4. Verordnung zum BImSchG)
auf dem Grundstück Kreetslag 10 in Hamburg-Finkenwer-
der beantragt.

Die Änderung stellt ein Vorhaben nach Nummer 3.15
Spalte 2 Buchstabe A der Anlage 1 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) dar. Nach der
gemäß § 3 e Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 3 c
UVPG vorgenommenen allgemeinen Vorprüfung des Ein-
zelfalls wird von der Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das Vorhaben abgesehen. Das Vorha-
ben kann nach Einschätzung der Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt Hamburg aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien für
die Vorprüfung des Einzelfalls keine erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen haben. Die Begründung der
Feststellung, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht, ist bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe – nach den Be-
stimmungen des Umweltinformationsgesetzes der Öffent-
lichkeit zugänglich.

Hamburg, den 6. Mai 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe –
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Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung des
Einzelfalls zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht
Die Airbus Operations GmbH hat bei der Behörde für

Stadtentwicklung und Umwelt – Amt für Immissionsschutz

und Betriebe – eine Genehmigung nach § 16 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes (BImSchG) für die Errichtung
und den Betrieb einer Lackiereinrichtung zum Lackieren
von Flugzeugseitenleitwerken (5. SLW-Shop), die in die
bestehende Halle 9 integriert werden soll, und damit für die
Änderung einer „Anlage für Bau und Instandhaltung, aus-
genommen die Wartung einschließlich kleinerer Reparatu-
ren, von Luftfahrzeugen, soweit je Jahr mehr als 50 Luft-
fahrzeuge hergestellt werden können“ (Nummer 3.25.1 des
Anhangs 1 der 4. Verordnung zum BImSchG) auf dem
Grundstück Kreetslag 10 in Hamburg-Finkenwerder bean-
tragt.

Die Änderung stellt ein Vorhaben nach Nummer 3.15
Spalte 2 Buchstabe A der Anlage 1 des Gesetzes über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) dar. Nach der
gemäß § 3 e Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit § 3 c
UVPG vorgenommenen allgemeinen Vorprüfung des Ein-
zelfalls wird von der Durchführung einer Umweltverträg-
lichkeitsprüfung für das Vorhaben abgesehen. Das Vorha-
ben kann nach Einschätzung der Behörde für Stadtentwick-
lung und Umwelt Hamburg aufgrund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien für
die Vorprüfung des Einzelfalls keine erheblichen nachteili-
gen Umweltauswirkungen haben. Die Begründung der
Feststellung, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung be-
steht, ist bei der Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe – nach den Be-
stimmungen des Umweltinformationsgesetzes der Öffent-
lichkeit zugänglich.

Hamburg, den 6. Mai 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Amt für Immissionsschutz und Betriebe –

Amtl. Anz. S. 878

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung eines
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 
Die Firma C. Steinweg hat bei der Behörde für Wirt-

schaft, Verkehr und Innovation, Rechtsamt, Planfeststel-
lungsbehörde, die förmliche Zulassung für das Bauvorha-
ben „Neustrukturierung Hochwasserschutz Polder 41 am
Max-Brauer-Kai“ beantragt.

Dieses Vorhaben stellt einen Gewässerausbau nach
Nummer 13.18.1 der Anlage 1 zum Gesetz über die
Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) dar. Nach der all-
gemeinen Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 3 c UVPG
wird von der Durchführung einer Umweltverträglichkeits-
prüfung für dieses Vorhaben abgesehen. Es kann nach Ein-
schätzung der Planfeststellungsbehörde auf Grund über-
schlägiger Prüfung unter Berücksichtigung der gesetz-
lichen Kriterien keine erheblichen nachteiligen Umweltaus-
wirkungen haben, die nach § 12 UVPG bei der Entschei-
dung über die Zulassung zu berücksichtigen wären.

Hamburg, den 5. Mai 2014

Behörde für Wirtschaft Verkehr und Innovation
als Planfeststellungsbehörde

Amtl. Anz. S. 878



Dienstag, den 13. Mai 2014 879Amtl. Anz. Nr. 37

Bekanntgabe des Ergebnisses
einer allgemeinen Vorprüfung eines
Einzelfalles zur Feststellung, ob eine

Verpflichtung zur Durchführung einer
Umweltverträglichkeitsprüfung besteht 
Die Firma C. Steinweg hat bei der Behörde für Wirt-

schaft, Verkehr und Innovation, Rechtsamt, Planfeststel-
lungsbehörde, die förmliche Zulassung für das Bauvorha-
ben „Neustrukturierung Hochwasserschutz Polder 42 am
Querkanal“ beantragt.

Dieses Vorhaben stellt eine Maßnahme nach Num-
mer 13.13 der Anlage 1 zum Gesetz über die Umweltver-
träglichkeitsprüfung (UVPG) dar. Nach der allgemeinen
Vorprüfung des Einzelfalles gemäß § 3 c UVPG wird von der
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung für
dieses Vorhaben abgesehen. Es kann nach Einschätzung der
Planfeststellungsbehörde auf Grund überschlägiger Prü-
fung unter Berücksichtigung der gesetzlichen Kriterien
keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen haben,
die nach § 12 UVPG bei der Entscheidung über die Zulas-
sung zu berücksichtigen wären.

Hamburg, den 5. Mai 2014

Behörde für Wirtschaft Verkehr und Innovation
als Planfeststellungsbehörde

Amtl. Anz. S. 879

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Ibrahim Keljmendi, zuletzt

wohnhaft Billstedter Hauptstraße 1, 22111 Hamburg, ist
unbekannt.

Beim Bezirksamt Hamburg-Mitte, Klosterwall 8, Erdge-
schoss, 20095 Hamburg, wird am 3. Juni 2014 zur öffent-
lichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geän-
dert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418) eine Benach-
richtigung ausgehängt, dass für den Genannten ein Wider-
spruchsbescheid in der Geschäftsstelle des Rechtsamtes,
Klosterwall 6, Zimmer 909, 20095 Hamburg, werktäglich in
der Zeit von 8.00 Uhr bis 12.00 Uhr und von 13.00 Uhr bis
15.00 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 18. Juni 2014 als bewirkt.

Hamburg, den 5. Mai 2014

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 879

Öffentliche Zustellung
Der Aufenthalt des Herrn Alexandre Makliaev, geboren

am 23. Februar 1973, zuletzt bekannte Anschrift: Helma-
Steinbach-Weg 8 c, 22111 Hamburg, ist unbekannt.

Beim Bezirksamt Hamburg-Mitte, Klosterwall 8, Erdge-
schoss, 20095 Hamburg, wird am 3. Juni 2014 zur öffent-
lichen Zustellung nach § 10 des Verwaltungszustellungsge-
setzes vom 12. August 2005 (BGBl. I S. 2354), zuletzt geän-
dert am 11. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2418) eine Benach-
richtigung ausgehängt, dass für den Genannten ein Schrei-
ben im Fachamt Jugend- und Familienhilfe, Klosterwall 8,
Zimmer 221, 20095 Hamburg, montags oder donnerstags
zwischen 9.00 Uhr und 15.00 Uhr zur Abholung bereitliegt.

Die Zustellung gilt nach § 10 des Verwaltungszustel-
lungsgesetzes am 18. Juni 2014 als bewirkt.

Hamburg, den 5. Mai 2014

Das Bezirksamt Hamburg-Mitte
Amtl. Anz. S. 879

Bekanntgabe der in die
Ethik-Kommission der Ärztekammer
Hamburg nachberufenen Mitglieder

Nach § 9 Absatz 9 des Hamburgischen Kammergesetzes
für Heilberufe (HmbKGH) vom 14. Dezember 2005 gibt die
Ärztekammer Hamburg nachfolgend die in die Ethik-Kom-
mission der Ärztekammer Hamburg für die laufende Amts-
zeit nachberufenen Mitglieder bekannt:
– Frau Prof. Dr. med. Marylyn Addo, UKE
– Herr Prof. Dr. med. Gerd-Dieter Burchard, ifi-Institut
– Herr Prof. Dr. med. Martin Carstensen, Gynäkologe a. D.
– Frau Elfie Hölzel, Patientenforum
– Herr Lothar Korth, Richter a. D.
– Herr Dr. med. Reinhard Laux, Neonatologe a. D.
– Herr Nicolaus Mohr, Katholisches Kinderkrankenhaus

Wilhelmstift 
– Frau Karin Schroeder-Hartwig, Albertinen Krankenhaus
– Herr Prof. Dr. Christoph Seibert, Universität Hamburg
– Herr Prof. Dr. med. Rolf Stahl, UKE
– Frau Hannelore Wirth-Vonbrunn, Finanzgericht Ham-

burg
– Herr Prof. Dr. med. Gerd Witte, ASKLEPIOS Klinik

Wandsbek
Hamburg, den 17. April 2014

Ärztekammer Hamburg
Amtl. Anz. S. 879
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Öffentliche Ausschreibung

Vergabenummer: 14 A 0153

a) Öffentlicher Auftraggeber (Vergabestelle):

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 2 00,
Telefax: + 49 (0)40 / 4 27 92 - 12 00
E-Mail: PoststelleBundesbauabteilung@bba.hamburg.de

b) Vergabeverfahren: 

Öffentliche Ausschreibung, VOB/A

Vergabe: 14 A 0153 

Maßnahme: 63431K1202 BSH, BNS, 
Erneuerung Heizzentrale

c) Angaben zum elektronischen Vergabeverfahren und zur
Ver- und Entschlüsselung der Unterlagen: –

d) Art des Auftrages:

Ausführen von Bauleistungen 
(TGA-Leistungen KGr 410, 420, 440, 480) 

e) Ort der Ausführung: 

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrografie (BSH),
Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

f) Art und Umfang der Leistung:

Allgemeine Merkmale der baulichen Anlage: 

BA_1, Kessel, BHKW, Demontage, Verteil. 

Art und Umfang der Leistung: 

Demontage und Entsorgung von 3 Kessel (875 kW/
875 kW/545 kW) Bj. 1987, Transporte der neuen Kessel
und des BHKW über die Feuerwehrzufahrt bis direkt
vor die HZG-Zentrale, hier erfolgt die Einbringung der
ggf. geteilten Kessel und des ggf. geteilten BHKW über
eine Schwelle zum Heizraum, die Schwellenoberkante
befindet sich etwa 30 cm über Terrain, die Höhendiffe-
renz von UK-Einbringöffnung und OKFF-Heizraum
beträgt etwa -2,22 m; Maße der Einbringöffnung etwa
1,90 m x 2,04 m, Anschlüsse der Kessel an die Bestands-
verteilung, Erneuerung der waagerechten Kessel-Abgas-
leitungen, Demontagen und Entsorgung von Dämm-
stoffen aus Mineralfasern (KMF) sowie Asbestflachdich-
tungen an Flanschverbindungen entsprechend Schad-
stoffgutachten, Teilabnahme der 2 Stück Gas-Brenn-
wertkessel bis 15  September 2014, Aufstellung 1 Stück
BHKW 70 kWel, Inbetriebnahme BHKW in 2015, Was-
seraufbereitung zum Sauberfahren des Systems und für
Füll- und Ergänzungswasser, Erneuerung der Verteilung
der gesamten Heizungszentrale einschl. Verteiler in
2015, Vollwartungsvertrag für das BHKW, Wartungs-
verträge für technische Einrichtungen wie Kessel, Bren-
ner, Neutralisationen, Wasseraufbereitungen jeweils für
4 Jahre, Gestellung Mobile Heizzentrale, Erneuerung
der Gebäudeautomation der Heizzentrale (ISP 1).

g) Erbringen von Planungsleistungen: Nein

h) Aufteilung in Lose: Nein

i) Ausführungsfrist: 

Beginn der Ausführung: 
spätestens 7 Werktage nach Auftragsschreiben

Fertigstellung der Leistungen bis: siehe Terminplan

j) Nebenangebote: sind zugelassen

k) Anforderung der Vergabeunterlagen:
bei Vergabestelle, siehe Buchstabe a).
Bewerbungsschluss: –
Versand der Verdingungsunterlagen: –

l) Kosten für die Übersendung der Vergabeunterlagen in
Papierform:
Höhe der Kosten: 38,– Euro
Zahlungsweise: Banküberweisung 
Bargeld, Schecks und Briefmarken werden nicht ange-
nommen!
Empfänger: siehe Buchstabe a)
Kontonummer: 1 027 210 333
BLZ: 200 505 50, Geldinstitut: Hamburger Sparkasse
IBAN: DE 22 200 505 50 1027 210333
BIC-Code: HASPDEHHXXX
Verwendungszweck: 
Kauf der Verdingungsunterlagen 14 A 0153
Fehlt der Verwendungszweck auf Ihrer Überweisung, so
ist die Zahlung nicht zuordenbar und Sie erhalten keine
Unterlagen.
Hinweis:
Die Vergabeunterlagen können nur versandt werden,
wenn
– auf der Überweisung der Verwendungszweck ange-

geben wurde,
– gleichzeitig mit der Überweisung die Vergabeunter-

lagen per Brief oder E-Mail (unter Angabe der voll-
ständigen Firmenadresse) bei der Vergabestelle (siehe
Buchstabe a) angefordert wurden,

– das Entgelt auf dem Konto des Empfängers eingegan-
gen ist. 

Das eingezahlte Entgelt wird nicht erstattet.

o) Anschrift, an die die Angebote zu richten sind: Vergabe-
stelle, siehe Buchstabe a).

q) Angebotseröffnung: 
17. Juni 2014, 10.00 Uhr, 
Ort: siehe Buchstabe a)
Personen, die bei der Eröffnung anwesend sein dürfen:
Bieter und ihre Bevollmächtigten

r) Geforderte Sicherheiten: siehe Vergabeunterlagen

t) Rechtsform der Bietergemeinschaften: 
selbstschuldnerisch haftend mit bevollmächtigtem Ver-
treter.

u) Nachweise zur Eignung:
Präqualifizierte Unternehmen führen den Nachweis
der Eignung durch den Eintrag in die Liste des Vereins
für die Präqualifikation von Bauunternehmen (Präquali-
fikationsverzeichnis). Bei Einsatz von Nachunterneh-
men ist auf Verlangen nachzuweisen, dass die vorgesehe-
nen Nachunternehmen präqualifiziert sind oder die Vor-
aussetzung für die Präqualifikation erfüllen.

ANZEIGENTEIL
Behördliche Mitteilungen
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Nicht präqualifizierte Unternehmen haben zum Nach-
weis der Eignung mit dem Angebot das ausgefüllte
Formblatt 124 „Eigenerklärung zur Eignung“ vorzule-
gen. Bei Einsatz von Nachunternehmen sind die Eigen-
erklärungen auch für die vorgesehenen Nachunterneh-
men abzugeben, es sei denn, die Nachunternehmen sind
präqualifiziert. In diesem Fall reicht die Angabe der
Nummer, unter der die Nachunternehmen in der Liste
des Vereins für die Präqualifikation von Bauunterneh-
men (Präqualifikationsverzeichnis) geführt werden.

Gelangt das Angebot in die engere Wahl, sind die Eigen-
erklärungen (auch die der Nachunternehmen) durch
Vorlage der in der „Eigenerklärung zur Eignung“
genannten Bescheinigungen zuständiger Stellen zu
bestätigen. 

Das Formblatt 124 (Eigenerklärungen zur Eignung) ist
erhältlich.

Darüber hinaus hat der Bieter zum Nachweis seiner
Fachkunde folgende Angaben gemäß § 6 Absatz 3 Nr. 3
VOB/A zu machen: keine

v) Ablauf der Zuschlags- und Bindefrist: 17. Juli 2014

w) Nachprüfung behaupteter Verstöße:

Nachprüfungsstelle (§ 21 VOB/A)

Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
Pappelallee 41, 22089 Hamburg,
Telefon: + 49 (0)40 / 4 28 42 - 450

Zur Überprüfung der Zuordnung zum 20 %-Kontingent
für nicht EU-weite Vergabeverfahren (§ 2 Nr. 6 VgV):

Vergabekammer (§ 104 GWB)

x) Sonstige Angaben:

Auskünfte zum Verfahren und zum technischen Inhalt
erteilt: Vergabestelle, siehe Buchstabe a).

Technische Fragen: maren.georges@bba.hamburg.de

Hamburg, den 7. Mai 2014

Die Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
– Bundesbauabteilung – 360

Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 94, Telefax: 040 / 4 27 31 - 14 48,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Hamburg Knoten 
Erdkampsweg/Hummelsbüttler Landstraße 

f) Vergabenummer: ÖA-K5-179/14

Bauvorhaben

Wesentliche Leistungen:
Schacht ausbauen 1 Stück, Fahrbahn SfM 1 TS 28 cm
dick einbauen 1.100 m³, Nebenflächen SfM 1 TS 7 cm
dick einbauen 3.300 m³, Decke Binder ATS fräsen 8-10
cm 1630 m², teer-/ pechhaltigen Asphalt fördern u. abla-
den 370 t, ABi 8,5 cm herstellen 4.260 m², ATS BK 10 cm
einbauen 3.570 m², GHB setzen gerade 240 m, TB
100x250 aus Beton setzen 340 m, Betonplatten verlegen

Gehwege 2.900 m², Kabelschutzrohr des AG 4 rohrig
einbauen 370 m, Betonpalisaden einbauen 11 m, Ober-
boden liefern und andecken 10 cm. 640 m², Boden Kl. 3-
5 Z0 lösen u. entfernen 790 m³, Leitungsgraben bis 3 m
tief herstellen 75 m³, Bodenaustausch in Leitungsgraben
50 m³.

g) Entfällt 

h) Entfällt

i) Beginn: 10. August 2014
Ende: 1. November 2014

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, 
sowie Einsichtnahme:

Vom 8. Mai 2014 bis 30. Mai 2014, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
RB/ZVA, Zimmer E 01.419, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 27,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, 
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
IBAN: DE50 2001 0020 0375 2022 05
BIC: PBNKDEFF200 Hamburg
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 3. Juni 2014, 9.30 Uhr, ein-
gereicht werden. 

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 3. Juni 2014
um 9.30 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o).

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

Qualifikation MVAS, Qualifikation SIGEKO, BVBVer-
tragsbed. zur sozialverträglichen Beschaffung von Na-
tursteinen, Nennung Liefer und Ersatzmischwerk, Nen-
nung Labor für Anatytik, Qualifikation gem. ZTV-Siele
AK3 oder gleichwertig.
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v) Die Zuschlagsfrist endet am 22. Juli 2014. 

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 
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Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 92, Telefax: 040 / 4 27 31 - 14 48,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Hamburg, Fuhlsbüttler Straße 

f) Vergabenummer: ÖA-K5-182/14

Bauvorhaben

Wesentliche Leistungen:
Aufgrund des schlechten Zustandes wird die Fuhlsbütt-
ler Straße zwischen Haus Nr. 480 und Haus Nr. 316
saniert. Die Bushaltestellen Hartzloh werden Plast-
gerecht umgebaut.  Die Fuhlsbüttler Straße wird jeweils
mit zwei Fahrstreifen und gesonderten Schutzstreifen
für den Radverkehr neu geordnet. Einmündungsberei-
che und gesonderte Abbiegestreifen werden angepasst.
Durch das Anlegen von Parkständen in Schrägaufstel-
lung werden zusätzliche Parkplätze geschaffen. 

Die Baumaßnahme ist in zwei Abschnitte aufgeteilt und
muss getrennt abgerechnet werden. DSH-V 5 Hmb her-
stellen: 11 030 m², AC 16 B Hmb 4,5-10,4 cm herstellen:
5700 m², Betonfläche herstellen: 100 m², Betonplatten
50/50 liefern und verlegen: 3700 m², AC 16 B Hmb 10,4
cm herstellen: 4300 m².

g) Entfällt 

h) Entfällt

i) Beginn: 4. August 2014
Ende: 13. Dezember 2014

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, 
sowie Einsichtnahme:

Vom 8. Mai 2014 bis 3. Juni 2014, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
RB/ZVA, Zimmer E 01.419, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 36,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, 
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt

Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
IBAN: DE50 2001 0020 0375 2022 05
BIC: PBNKDEFF200 Hamburg
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 4. Juni 2014, 9.30 Uhr, ein-
gereicht werden. 

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 4. Juni 2014
um 9.30 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o).

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

Auf gesondertes Verlangen sind folgende Nachweise und
Angaben vorzulegen:

Qualifikation des zu benennenden Verantwortlichen für
die Sicherungsarbeiten an Arbeitsstellen gemäß dem
„Merkblatt über Rahmenbedingungen für erforderliche
Fachkenntnisse zur Verkehrssicherung von Arbeitsstel-
len an Straßen (MVAS)“, Besondere Vertragsbedingun-
gen (BVB) zur sozialverantwortlichen Beschaffung (s.
Ziff. 9.5 der Aufforderung zur Angebotsabgabe).

Benennung des/der Geschäftsführer(s) bzw. sonstigen
verantwortlich handelnden Personen, für die die Verga-
bestelle eine Abfrage beim Register zum Schutz fairen
Wettbewerbs durchführen muss; Name, Vorname,
Geburtsdatum und Geburtsort dieser Personen; Einwil-
ligung dieser Personen in die Nutzung ihrer Daten für
die Abfrage beim Register zum Schutz des fairen Wett-
bewerbs. Bei Bietergemeinschaften wird jedes Einzel-
unternehmen und deren Geschäftsführung abgefragt.

Qualifikationsnachweis SiGeKo, Bauzeitenplan, Quali-
fikationsnachweis § 20 SprengG, Qualifikationsnach-
weis ZTV-Siele z.B. RAL-Gütezeichen Kanalbeu AK 3
oder gleichwertig.

v) Die Zuschlagsfrist endet am 18. Juli 2014. 

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 7. Mai 2014
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Öffentliche Ausschreibung 

a) Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer
Zentrale Vergabestelle K 5,
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefon: 040 / 4 28 26 - 24 27, Telefax: 040 / 4 27 31 - 14 48,
E-Mail: zentralevergabestelle@lsbg.hamburg.de 

b) Öffentliche Ausschreibung nach der Vergabe- und 
Vertragsordnung für Bauleistungen – Teil A (VOB/A)

c) Entfällt 

d) Öffentliche Ausschreibung 

e) Hamburg

f) Vergabenummer: ÖA-K5-184/14

Bauvorhaben

Wesentliche Leistungen:
SMA 5 Hmb herstellen 6.110 m², DSH-V5 Hmb herstel-
len 4.465 m², Betonfläche herstellen 280 m², Betonplat-
ten 50/50 liefern und verlegen 5010 m², AC 16 B Hmb
herstellen 7.630 m². 

g) Entfällt 

h) Entfällt

i) Beginn: 4. August 2014
Ende: 1. Dezember 2014

j) Nebenangebote sind zugelassen.

k) Anforderung der Vergabeunterlagen, 
sowie Einsichtnahme:

Vom 9. Mai 2014 bis 2. Juni 2014, montags bis freitags
von 9.00 Uhr bis 12.00 Uhr.

Anschrift:
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt, 
RB/ZVA, Zimmer E 01.419, 
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg, 
Telefax: 040 / 4 27 31 - 05 27

l) Höhe des Kostenbeitrages: 27,– Euro

Erstattung: Nein

Zahlungsweise: Banküberweisung, 
Schecks und Briefmarken werden nicht angenommen.

Empfänger: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt
Konto-Nr.: 375 202 205, BLZ: 200 100 20
IBAN: DE50 2001 0020 0375 2022 05
BIC: PBNKDEFF200 Hamburg
Geldinstitut: Postbank Hamburg

Die Vergabeunterlagen werden nur versandt, wenn der
Nachweis über die Einzahlung vorliegt. Bei Bank- und
Postüberweisung bitte gleichzeitig Anforderungsschrei-
ben an die Anschrift Buchstabe k) schicken.

m) Entfällt 

n) Die Angebote können bis zum 4. Juni 2014, 11.15 Uhr,
eingereicht werden. 

o) Anschrift: 
Behörde für Stadtentwicklung und Umwelt,
Eröffnungsstelle RB/ZVA, Zimmer E 01.421
Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg

p) Sie sind in deutscher Sprache abzufassen. 

q) Die Eröffnung der Angebote findet statt am 4. Juni 2014
um 11.15 Uhr.

Anschrift: siehe Buchstabe o).

Bieter und ihre Bevollmächtigten.

r) Siehe Vergabeunterlagen.

s) Zahlungsbedingungen siehe Vergabeunterlagen.

t) Gesamtschuldnerisch haftende Arbeitsgemeinschaft mit
bevollmächtigtem Vertreter.

u) Der Bieter hat zum Nachweis seiner Fachkunde, Leis-
tungsfähigkeit und Zuverlässigkeit auf Verlangen Anga-
ben gemäß § 6 Absatz 3 VOB/A zu machen. Auf Verlan-
gen hat der Bieter diese Angaben für eventuelle Nach-
unternehmen beizubringen. 

Qualifikation Verkehrssicherung MVAS, Qualifikation
SiGeKo, Nachweise zur sozialverträglichen Beschaf-
fung, Bauzeitenplan, Nachweis gem. § 20 SprengG, Lie-
fer-/Ersatzmischwerk, ZTV-Siele RAL-Gütezeichen Ka-
nalbau AK 3 oder gleichwertig. 

v) Die Zuschlagsfrist endet am 17. Juli 2014. 

w) Beschwerdestelle: 
Landesbetrieb Straßen, Brücken und Gewässer, 
Geschäftsführer (GF), 
Sachsenfeld 3-5, 20097 Hamburg,
Telefax: 040 / 4 28 26 - 22 04 

Hamburg, den 7. Mai 2014
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Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

I.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)

Offizielle Bezeichnung:

Finanzbehörde Hamburg

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen Herrn Samuel Küppers
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

Internet-Adresse: 
http://www.hamburg.de/ausschreibungen

Weitere Auskünfte erteilen: 

die oben genannten Kontaktstellen

Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerbli-
chenDialog und ein dynamisches Beschaffungs-
system) verschicken:

siehe Anhang A.II 

Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:

siehe Anhang A.III

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers

Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)

Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber

Der öffentliche Auftraggeber beschafft im Auf-
trag anderer öffentlicher Auftraggeber: Nein
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ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:

Lieferung von Hygienepapier sowie dazugehö-
rige Spender, Halter und Körbe.

II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Lieferauftrag

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft den Abschluss
einer Rahmenvereinbarung.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung:

Rahmenvereinbarung mit einem einzigen Wirt-
schaftsteilnehmer.

Laufzeit der Rahmenvereinbarung: 2 Jahre

Geschätzter Gesamtauftragswert über die Ge-
samtlaufzeit der Rahmenvereinbarung ohne
MwSt.: 

Spanne von 2 000 000,– Euro bis 2 500 000,– Euro.

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Lieferung von Hygienepapier (Papier zum trock-
nen der Hände, Toilettenpapier, Küchenpapier,
Servietten etc.) sowie dazugehörige Spender, Hal-
ter und Körbe an die Freie und Hansestadt Ham-
burg.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 33770000
Ergänzende Gegenstände: 42968200

42968300

II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Aufteilung in Lose: Nein

II.1.9) Angaben über Varianten/Alternativangebote: 

Varianten/Alternativangebote sind zulässig: Nein

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang: 

Lieferung von Hygienepapier (Papier zum trock-
nen der Hände, Toilettenpapier, Küchenpapier,
Servietten etc.) sowie dazugehörige Spender, Hal-
ter und Körbe an die Freie und Hansestadt Ham-
burg. Der Vertrag wird für 2 Jahre geschlossen. Es
bestehen 2 Optionen auf Verlängerung um jeweils
1 Jahr. Näheres hierzu ist in der Leistungsbe-
schreibung geregelt.

Geschätzter Wert ohne MwSt:

Spanne von 4 000 000,– Euro bis 5 000 000,– Euro.

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja

Während der Vertragslaufzeit besteht für den AG
die Möglichkeit, ausgewählte Objekte/Dienststel-
len aus dem Rahmenvertrag herauszulösen und
darin eine Testphase stattfinden zu lassen. In die-
ser Testphase werden, in Absprache mit dem AN,
alternative Systeme getestet und bewertet. Es
werden maximal 20 Objekte, aber nicht mehr als
5 % des finanziellen Umsatzvolumens, zu Test-
zwecken aus dem Rahmenvertrag herausgelöst.
Die Ergebnisse und Erfahrungen dieser Test-
phase fließen bei der Neuausschreibung dieses
Vertrages ein.

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:

Dieser Auftrag kann verlängert werden: Ja

Zahl der möglichen Verlängerungen: 2

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:

Beginn: 1. August 2014
Abschluss: 31. Juli 2018

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: –

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften:

Zahlungen im Rahmen der VOL/B und der Ver-
gabeunterlagen.

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird: –

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen an die Auf-
tragsausführung: –

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers
sowie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Von allen Bietern ist eine Eigenerklärung zur
Zuverlässigkeit abzugeben. Die Angaben werden
ggf. von der Vergabestelle durch eine Auskunft
aus dem Gewerbezentralregister nach § 150 a Ge-
werbeordnung (GewO) überprüft; von ausländi-
schen Bietern wird ggf. eine gleichwertige
Bescheinigung ihres Herkunftslandes gefordert.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Um die Eignung des Bieters und ggf. des Unter-
auftragnehmers/der Unterauftragnehmer in Bezug
auf seine technische Leistungsfähigkeit, Fach-
kunde, Leistungsfähigkeit und Zuverlässigkeit
beurteilen zu können, muss mit dem Angebot bis
zum Ende der Angebotsfrist Folgendes einge-
reicht werden: Falls zutreffend die Erklärung
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einer Bietergemeinschaft; Eigenerklärung zu
schweren Verfehlungen (siehe Vergabeunterla-
gen); eine Eigenerklärung zur Tariftreue und zur
Zahlung eines Mindestlohnes gemäß § 3 Ham-
burgisches Vergabegesetz. 

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

Um die Eignung des Bieters und ggf. des Unter-
auftragnehmers/der Unterauftragnehmer in Bezug
auf seine Fachkunde, Leistungsfähigkeit und
Zuverlässigkeit beurteilen zu können, muss mit
dem Angebot bis zum Ende der Angebotsfrist
Folgendes eingereicht werden: Zertifikat „Schad-
stoff geprüft“ für alle angebotenen Produkte bzw.
Vorlage vergleichbarer Bestätigungen. Für alle
Spender und Auffangbehälter: Prüfzertifikate:
GS-Zeichen und/oder vergleichbare (TÜV, LGA,
BG). Für Produkte der Produktgruppen 1 bis 6
(siehe Leistungsbeschreibung, Punkt 3.1): Nach-
weis über die Einhaltung der Kriterien des Um-
weltzeichens „Blauer Engel“ bzw. „EU Ecolabel“.
Näheres siehe 3.3 der Leistungsbeschreibung.
Aussagefähige Referenzen: In diesen aussagefähi-
gen Referenzen sind Auftragsumfang, Auftragge-
ber mit Ansprechpartner und Telefonnummer,
Auftragsjahr und Gesamtumsatz der letzten drei
Jahre anzugeben. Bei Bietern, die die FHH als
AG in den letzten Jahren mit Leistungen ähn-
licher Art beliefert haben, ist ein entsprechender
Hinweis in den Angeboten anstelle der Referen-
zen ausreichend.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand: –

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: –

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Offen

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: –

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: –

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die Kriterien, die in den Ausschreibungs-
unterlagen, der Aufforderung zur Angebotsab-
gabe oder zur Verhandlung bzw. in der Beschrei-
bung zum wettbewerblichen Dialog aufgeführt
sind.

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:

2014000038

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen

Schlusstermin für die Anforderung von oder Ein-
sicht in Unterlagen: 10. Juni 2014, 14.00 Uhr

Die Unterlagen sind kostenpflichtig: Ja 

Preis: 5,– Euro

Zahlungsbedingungen und -weise:

Über das Online-Portal Hamburg-Service 
(www.hamburg.gateway.de) können Sie sich für
die elektronische Vergabe registrieren und erhal-
ten dort die Ausschreibungsunterlagen kosten-
frei. 

Die Ausschreibungsunterlagen können dort auch
schriftlich gegen Vorabeinsendung von 5,– Euro
an die 

Finanzbehörde Hamburg, Hauptgeschäftsstelle,
Zimmer 100, Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg,
Postbank Hamburg, 
Kontonummer 391 336 - 206, BLZ 200 100 20,
IBAN DE02 2001 0020 03913 362 06,
BIC: PBNKDEFF

unter Angabe der Projektnummer 2014000038
angefordert oder montags bis freitags von 9.00
Uhr bis 14.00 Uhr eingesehen oder erworben wer-
den.

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge:

10. Juni 2014, 10.00 Uhr

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 

Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots:

Bis 31. Juli 2014

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: 

Personen, die bei der Öffnung der Angebote
anwesend sein dürfen: Nein

ABSCHNITT VI: ZUSÄTZLICHE INFORMATIONEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:

Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln derEuropä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 

Der Bieter unterliegt mit der Abgabe seines An-
gebotes den Bestimmungen über nicht berück-
sichtigte Bewerbungen und Angebote (§ 22 EG
VOL/A).
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VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren

Offizielle Bezeichnung: 
Vergabekammer bei der Finanzbehörde
Postanschrift: 
Große Bleichen 27, 20354 Hamburg, 
Deutschland,
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 20 20

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Abs. 1 GWB leitet die Vergabekam-
mer ein Nachprüfungsverfahren nur auf Antrag
ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 1 GWB
unzulässig, wenn der Antragsteller den gerügten
Verstoß gegen Vergabevorschriften im Vergabe-
verfahren erkannt und gegenüber dem Auftragge-
ber nicht unverzüglich gerügt hat. Die Rüge gilt
nur dann als unverzüglich, wenn sie nicht später
als 14 Kalendertage nach Kenntnis des behaupte-
ten Verstoßes eingelegt wird. 

Des Weiteren ist gemäß § 107 Abs. 3 Nr. 4 GWB
der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn mehr
als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung des Auf-
traggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu wollen,
vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: –

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

29. April 2014

ANHANG A

SONSTIGE ADRESSEN UND KONTAKTSTELLEN

I) Adressen und Kontaktstellen, bei denen nähere
Auskünfte erhältlich sind: –

II) Adressen und Kontaktstellen, bei denen Ver-
dingungs-/Ausschreibungs- und ergänzende
Unterlagen erhältlich sind (einschließlich
Unterlagen für den wettbewerblichen Dialog
und ein dynamisches Beschaffungssystem)

Offizielle Bezeichnung:

Finanzbehörde Hamburg

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n):

Zu Händen Herrn Samuel Küppers
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de

Internet-Adresse: 
http://www.hamburg.de/ausschreibungen

III) Adressen und Kontaktstellen, an die Angebote/
Teilnahmeanträge zu senden sind

Offizielle Bezeichnung:

Finanzbehörde Hamburg

Postanschrift: 

Gänsemarkt 36, 20354 Hamburg, Deutschland

Kontaktstelle(n):
Zu Händen Herrn Samuel Küppers
Telefax: +49 / 040 / 4 28 23 - 13 64
E-Mail: ausschreibungen@fb.hamburg.de
Internet-Adresse: 
http://www.hamburg.de/ausschreibungen

Hamburg, den 30. April 2014
Die Finanzbehörde 364

Auftragsbekanntmachung

ABSCHNITT I: ÖFFENTLICHER AUFTRAGGEBER

II.1) Name, Adressen und Kontaktstelle(n)
Offizielle Bezeichnung:
Freie und Hansestadt Hamburg, 
FB SBH | Schulbau Hamburg
Postanschrift: 
Freie und Hansestadt Hamburg,
FB SBH | Schulbau Hamburg, 
U 40, Einkauf/Vergabe, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland
Kontaktstelle(n):
Zu Händen von: Frau Kirsten Spann
Telefon: +49 / 040 /4 28 23 - 62 68
Telefax: +49 / 040 /4 27 31 - 01 43
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de
Internet-Adresse(n): 
Hauptadresse des öffentlichen Auftraggebers/
des Auftraggebers: 
http://www.hamburg.de/schulbau/
Weitere Auskünfte erteilen: 
die oben genannten Kontaktstellen
Ausschreibungs- und ergänzende Unterlagen
(einschließlich Unterlagen für den wettbewerb-
lichen Dialog und ein dynamisches Beschaf-
fungssystem) verschicken:
die oben genannten Kontaktstellen
Angebote/Teilnahmeanträge sind zu richten an:
die oben genannten Kontaktstellen

I.2) Art des öffentlichen Auftraggebers
Regional- oder Lokalbehörde

I.3) Haupttätigkeit(en)
Allgemeine öffentliche Verwaltung

I.4) Auftragsvergabe im Auftrag 
anderer öffentlicher Auftraggeber
Der öffentliche Auftraggeber/Auftraggeber be-
schafft im Auftrag anderer öffentlicher Auftrag-
geber/Auftraggeber: Nein

ABSCHNITT II: AUFTRAGSGEGENSTAND

II.1) Beschreibung

II.1.1) Bezeichnung des Auftrags durch den öffentlichen
Auftraggeber:
Umbau und Zubau Grund- und Stadtteilschule
Am Heidberg, Tangstedter Landstraße 300 in
Hamburg – Objektplanung gem. § 34 HOAI 2013.
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II.1.2) Art des Auftrags sowie Ort der Ausführung, Lie-
ferung bzw. Dienstleistung:

Dienstleistungen

Dienstleistungskategorie Nr: 12

Architektur, technische Beratung und Planung,
integrierte technische Leistungen, Stadt- und
Landschaftsplanung, zugehörige wissenschaftli-
che und technische Beratung, technische Versu-
che und Analysen.

Hauptort der Ausführung, Lieferung 
oder Dienstleistungserbringung: Hamburg

NUTS-Code: DE600

II.1.3) Angaben zum öffentlichen Auftrag, zur Rahmen-
vereinbarung oder zum dynamischen Beschaf-
fungssystem (DBS):

Die Bekanntmachung betrifft einen öffentlichen
Auftrag.

II.1.4) Angaben zur Rahmenvereinbarung: –

II.1.5) Kurze Beschreibung des Auftrags oder Beschaf-
fungsvorhabens: 

Die Freie und Hansestadt Hamburg hat zum 
1. Januar 2013 gemäß § 26 (1) Landeshaushalts-
ordnung den Landesbetrieb SBH | Schulbau
Hamburg (nachstehend SBH genannt) gegrün-
det. Dieser Landesbetrieb hat die Aufgabe, die
Schulimmobilien unter Berücksichtigung der
schulischen Belange nach wirtschaftlichen Grund-
sätzen zu planen, zu bauen, zu unterhalten und zu
bewirtschaften und die mehr als 400 Schulen an
die Behörde für Schule und Berufsbildung (BSB)
zu vermieten. Die Schulimmobilien umfassen
sämtliche für schulische Zwecke genutzten
Grundstücke und Gebäude der staatlichen und
beruflichen Schulen. Die Grundstücksfläche be-
trägt etwa 9,1 Mio. m² und die Hauptnutzungs-
fläche etwa 3,1 Mio. m².

In dieser Tätigkeit wurde Schulbau Hamburg
beauftragt, Umbau und Zubau in der Grund- und
Stadtteilschule Am Heidberg, Tangstedter Land-
straße 300, 22417 Hamburg, durchzuführen. Der
Schulstandort liegt zwischen der Tangstedter
Landstraße und der Verlängerung Fritz-Schuma-
cher-Allee und umfasst eine Grundschule mit ca.
400 SchülerInnen sowie eine Ganztagesschule
mit ca. 750 SchülerInnen. Erwartet wird ein
Anwachsen der Schülerzahlen auf insgesamt ca.
1.200 SchülerInnen. Auf dem Schulgelände wer-
den durch Grund- und Stadtteilschule ca. sechs
Einzelgebäude, zwei Sporthallen und zwei mobile
Klassenraumanlagen teils gemeinsam (Aula, Ver-
waltung), teils getrennt genutzt. Es besteht für
die Bestandsgebäude kein Denkmalschutz. Im
Zuge der Bereitstellung von GTS-Flächen wird
eine Mensa mit einer Mischküche als Zubau von
rund 970 m2 NGF benötigt. Zudem sind ein
Zubau von Lehrer-/Verwaltungs- und Gemein-
schaftsflächen mit rund 350 m2 NGF sowie ein
Zubau von Unterrichtsflächen von rund 230 m2

geplant. Darüber hinaus werden rund 135 m2

NGF Bestandsflächen saniert. Für den Neubau
der Mensa liegt eine Vorplanung des Büros Meyer
Fleckenstein, Hamburg, vor (Leistungsphasen 1
und 2 (teilweise)). Ein Raumprogramm für die
Gesamtmaßnahme ist erstellt. Zentrale Aufgabe

ist die innere Organisation der Mensa, in der es
für die Schulformen separate Essensausgaben
und Essenseinnahmebereiche geben soll, aber
küchenintern Flächensynergien durch Doppel-
nutzungen (u. a. Spülküche) erzielt werden sol-
len. 

Für die Umsetzung der Gesamtmaßnahme ist ein
Budget von ca. 4.877.000 Euro (brutto) gem. DIN
276 Kostengruppen 200-700 (ohne Kgr. 710) vor-
gesehen. Die genannten Maßnahmen sind unter
Einhaltung des Budgets sowie unter der Prämisse
der standortspezifischen Anforderungen im Rah-
men eines Gesamtkonzepts zu entwickeln. Es
werden planerische Vorschläge erwartet, die ein
optimales Verhältnis zwischen nachhaltigen Ma-
terialien, hoher Energieeffizienz, niedrigen Be-
triebskosten, anspruchsvoller Gestaltung und
wirtschaftlicher Erstellung vorweisen. Die Maß-
nahme soll unverzüglich durchgeführt werden.
Der Termin der Übergabe und somit der Nutzung
ist in Teilen für Juni 2016, final für August 2016
vorgesehen. Die Baumaßnahme erfolgt bei lau-
fendem Schulbetrieb mit temporären Ausweich-
quartieren für die Schüler. Dies erfordert eine gut
abgestimmte Baustellenlogistik, die Rücksicht
auf die besonderen Anforderungen des Schulbe-
triebes nimmt.

Die zu vergebenden Leistungen bestehen aus:

Lph 2(teilw.)-3 Objektplanung gem. § 34 HOAI

Lph 4-9 Objektplanung gem. § 34 HOAI als
Option, stufenweise durch Bestimmung des AG
(ggf. in noch von der Auftraggeberin festzulegen-
den Stufen).

Bei der Planung ist sowohl auf das pädagogische
Konzept der Schule als auch auf die Charakteris-
tika der Schulanlage (Ensemblewirkung, Adress-
bildung) einzugehen. Die Schule ist in Abstim-
mung mit dem Bauherrneng in die Planung ein-
zubeziehen, um die nutzerspezifischen Anforde-
rungen optimal umsetzen zu können. Daher sind
als Teil des Auftrags (als besondere Leistung)
gemeinsam mit Schulleitung und ggf. weiteren
Gremien bis zu drei Workshops, die das Archi-
tekturbüro leitet und moderiert, durchzuführen.
Die Vergabestelle behält sich vor, von den ausge-
wählten Bietern gem. § 20 (3) VOF Lösungsvor-
schläge in Form einer Machbarkeitsstudie erstel-
len zu lassen. 

Die Schulleitung nimmt in beratender Funktion
an der Auswahl der Bewerber und den Angebots-
verhandlungen teil. Ggf. werden weitere Vertreter
aus behördlichem Kontext in beratender Funk-
tion teilnehmen (z. B. Bezirk). Die Wahrneh-
mung der Projektsteuerungsleistungen erfolgt
durch Herrn Jens Merkel, Büro DOHSE PRO-
JEKTSTEUERUNG, Hamburg.

Die Vergabestelle lässt sich in der operativen
Umsetzung dieses VOF-Verfahrens durch das
büro luchterhandt, Hamburg, unterstützen und
beratend begleiten.

II.1.6) Gemeinsames Vokabular für öffentliche Aufträge
(CPV)

Hauptgegenstand: 71240000
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II.1.7) Auftrag fällt unter das Beschaffungsübereinkom-
men (GPA): Ja

II.1.8) Lose: Nein

II.1.9) Varianten/Alternativangebote sind zulässig: –

II.2) Menge oder Umfang des Auftrags

II.2.1) Gesamtmenge bzw. -umfang:
Gemäß Schwellenwertberechnung wird das Ho-
norarvolumen auf ca. 475.000,– Euro (netto) in-
klusive Nebenkosten und ohne Umsatzsteuer ge-
schätzt.
Geschätzter Wert ohne MwSt: 475.000,– Euro

II.2.2) Angaben zu Optionen: Ja
Leistungsphasen: 4 bis 9 Objektplanung gem. 
§ 34 HOAI als optionale Beauftragung durch Be-
stimmung der AG (ggf. in noch von der Auftrag-
geberin festzulegenden Stufen).

II.2.3) Angaben zur Vertragsverlängerung:
Dieser Auftrag kann verlängert werden: Nein

II.3) Vertragslaufzeit bzw. 
Beginn und Ende der Auftragsausführung:
Laufzeit: 28 Monate ab Auftragsvergabe

ABSCHNITT III: RECHTLICHE, WIRTSCHAFT-
LICHE, FINANZIELLE UND TECHNI-
SCHE INFORMATIONEN

III.1) Bedingungen für den Auftrag

III.1.1) Geforderte Kautionen und Sicherheiten: 
Deckungssummen der Berufshaftpflicht:
Deckungssummen für Personenschäden von
mindestens 1.500.000,– Euro (pro Schadensfall)
und für sonstige Schäden von 500.000,– Euro (pro
Schadensfall) bei einem in der EU zugelassenen
Haftpflichtversicherer oder Kreditinstitut. Versi-
cherungsnachweise bei Bietergemeinschaften
müssen von jedem Mitglied einzeln und die
Deckungssummen in voller Höhe nachgewiesen
werden. Es ist der Nachweis zu erbringen, dass
die Maximierung der Ersatzleistung mindestens
das Zweifache der Versicherungssumme beträgt,
d.h. die Versicherung muss bestätigen, dass für
den Fall, dass bei der Bewerberin bzw. dem Be-
werber mehrere Versicherungsfälle in einem Jahr
eintreten (z.B. aus anderen Verträgen mit anderen
Auftraggebern), die Obergrenze für die Zah-
lungsverpflichtung der Versicherung bei mindes-
tens dem Zweifachen der oben stehenden Versi-
cherungssummen liegt. Die Auftraggeberin be-
hält sich vor, die Höhe der oben geforderten Min-
destdeckungssummen im weiteren Verfahren
zum Gegenstand der Verhandlungen zu erklären.
In diesem Zusammenhang erklärt der/die Bewer-
ber/innen insofern seine bzw. ihre Bereitschaft
sowohl zur Anpassung auf die oben geforderten
Mindestdeckungssummen als auch im Bedarfs-
fall zur Erhöhung der oben geforderten Mindest-
deckungssummen. (Die schriftliche Bestätigung
der Versicherung der Bewerber/innen, die Berufs-
haftpflicht im Auftragsfall auf die geforderten
Höhen anzuheben, oder zum Abschluss einer
objektbezogenen Versicherung bereit zu sein ist
als Nachweis ausreichend.)

III.1.2) Wesentliche Finanzierungs- und Zahlungsbedin-
gungen bzw. Verweis auf die maßgeblichen Vor-
schriften: –

III.1.3) Rechtsform der Bietergemeinschaft, an die der
Auftrag vergeben wird:

Bietergemeinschaften sind zugelassen, wenn
jedes Mitglied der Bietergemeinschaft gesamt-
schuldnerisch haftet und ein Mitglied als Pro-
jektleiter und Ansprechpartner dem Auftragge-
ber gegenüber benannt und mit unbeschränkter
Vertretungsbefugnis ausgestattet wird.

III.1.4) Sonstige besondere Bedingungen:

Für die Ausführung des Auftrags gelten beson-
dere Bedingungen: Ja

Der Auftragnehmer sowie sämtliche mit der Aus-
führung befassten Beschäftigten desselben wer-
den nach Maßgabe des Gesetzes über die förm-
liche Verpflichtung nichtbeamteter Personen
(Verpflichtungsgesetz) vom 2. März 1974, geän-
dert durch das Gesetz vom 15. August 1974,
durch die zuständige Stelle des Auftraggebers
gesondert verpflichtet. Eigenerklärung zur Tarif-
treue und zur Zahlung eines Mindestlohnes
gemäß § 3 Hamburgisches Vergabegesetz.

III.2) Teilnahmebedingungen

III.2.1) Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers so-
wie Auflagen hinsichtlich der Eintragung in
einem Berufs- oder Handelsregister

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

Es sind nur Bewerbungen mit vollständig ausge-
fülltem und unterschriebenem Bewerbungsbo-
gen sowie der beigefügten Vordrucke und den
darin geforderten Angaben und Anlagen einzu-
reichen. Der Bewerbungsbogen und die Vor-
drucke sind in den Originalen an den gekenn-
zeichneten Stellen zu unterschreiben. Gescannte
oder kopierte Unterschriften werden nicht zuge-
lassen. Mehrfachbeteiligungen in personell iden-
tischer Form werden nicht zugelassen. Bewer-
bungen per E-Mail sind nicht zulässig. Die Be-
werbungsfrist ist zwingend einzuhalten. Die Bil-
dung einer Bietergemeinschaft ist möglich, die
Bieter müssen bereit sein, bei Auftragserteilung
eine Arbeitsgemeinschaft zu bilden. Jedes Mit-
glied der Bietergemeinschaft hat die geforderten
Unterlagen, Erklärungen und Nachweise vorzu-
legen, wobei jedes Mitglied seine Eignung für die
Leistung nachweisen muss, die es übernehmen
soll; die Aufteilung ist anzugeben. Der Bewer-
bungsbogen ist für eine Bietergemeinschaft nur
einmal vorzulegen.

Angaben der Bewerber gemäß VOF § 4 (2), (3); 
§ 4 (6) a) bis g), (9) a) bis e); §5 (1). Die Durch-
führung der Leistungen soll gem. § 2 (3) unab-
hängig von Ausführungs- und Lieferinteressen er-
folgen. Mit demTeilnahmeantrag sind folgende Un-
terlagen, Nachweise und Erklärungen abzugeben:

Vollständig ausgefüllter Bewerbungsbogen inkl.
folgender Erklärungen und Nachweise:

– Anlage 1A: Nachweis über die Eintragung im
Berufs- bzw. Handelsregister nach Maßgabe
der jeweiligen Rechtsvorschrift (in Kopie)
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– Anlage 1B: Erklärungen darüber, dass keiner
der in § 4 Abs. 6 a) bis g) sowie § 4 Abs. 9 a) bis
e) VOF genannten Ausschlussgründe auf den
Bewerber zutrifft (Vordruck)

– Anlage 1C: Erklärung, ob und auf welche Art
der Bewerber auf den Antrag bezogen in rele-
vanter Weise mit anderen zusammenarbeitet
(Vordruck)

– Anlage 1D: Bereitschaft zur Verpflichtung
gem. Verpflichtungsgesetz (Vordruck)

– Anlage 1E: Bevollmächtigung des Vertreters
bei Bietergemeinschaften (Vordruck)

– Anlage 1F: Angaben zu Auftragsteilen in einer
Bietergemeinschaft (Vordruck)

– Anlage 1G: Erklärung über die Leistungsbe-
reitstellung bei Unterauftragsnehmern (Vor-
druck)

– Anlage 1H: Eigenerklärung zur Tariftreue und
zur Zahlung eines Mindestlohnes § 3 Hambur-
gisches Vergabegesetz (Vordruck)

– Anlage 1I: Eigenerklärung über geleistete
Steuerzahlungen und Sozialabgaben (Vor-
druck), die Nachweise in Kopie werden mit
dem Honorarangebot abgefordert

– Anlage 2A: Bescheinigung über eine abge-
schlossene Berufshaftpflichtversicherung mit
den unter III.1.1 genannten Deckungssum-
men (in Kopie) und die schriftliche Erklärung
der Bereitschaft einer etwaigen Anhebung
gemäß Ziffer III.1.1. Bei Bietergemeinschaften
siehe Ziffer III.1.1

– Anlage 3A: Nachweis über die Berufszulas-
sung oder Bescheinigung über die berufliche
Befähigung des Bewerbers und der für die
Leistung vorgesehenen Person (Anlage: 3A-1)
(in Kopie)

– Anlage 3B: Darstellung von zwei vergleichba-
ren Referenzprojekten (siehe III.2.3) mit Refe-
renzschreiben.

Die aufgezählten Nachweise müssen aktuell (bis
auf Kammerurkunden, Diplom-Urkunden und
Referenzschreiben), d.h. nicht älter als 12 Monate
und noch gültig sein. Die geforderten Unterlagen
sind bei Bietergemeinschaften für alle Mitglieder
vorzulegen, wobei jedes Mitglied seine Eignung
für die Leistungnachweisen muss, die es über-
nehmen soll; die Aufteilung ist anzugeben. Aus-
ländische Bewerber können an der Stelle der
geforderten Eignungsnachweise auch vergleich-
bare Nachweise vorlegen. Sie werden anerkannt,
wenn diese nach Maßgabe der Rechtsvorschriften
des Staates, indem das Unternehmen ansässig ist,
erstellt wurden. Da die Amtssprache für dieses
Verfahren Deutsch ist, sind alle fremdsprachigen
Urkunden oder Nachweise zu übersetzen. Eine
eigenverantwortliche Übersetzung ist ausrei-
chend. Etwaige Übersetzungskosten trägt der
Bewerber selbst. Eine beglaubigte Kopie ist nicht
notwendig. Das Format der Unterlagen soll DIN
A4 nicht überschreiten. Lediglich die Illustration
der Referenzen soll im Format DIN A3 erfolgen.
Die einzureichenden Unterlagen sind deutlich
sichtbar mit Ziffern und Buchstaben in der im
Bewerbungsformular vorgegebenen Reihenfolge

zu kennzeichnen. Die Seiten werden bitte durch-
gehend nummeriert. Die Bewerbung und zuge-
hörige Unterlagen werden nicht zurückgesandt.
Die Bewerbung ist in einem als Teilnahmeantrag
(mit Angabe der Vergabenummer) gekennzeich-
neten, verschlossenen Umschlag einzureichen.
Die Vergabestelle behält sich vor, weitere Anga-
ben zu fordern.

III.2.2) Wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähig-
keit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen:

a) Aktueller Nachweis (nicht älter als 12 Monate
und noch gültig) der Berufshaftpflichtversiche-
rung oder eine entsprechende, umfassende Bank-
erklärung (mind. 1,5 Mio. Euro für Personen-
schäden, mind. 0,5 Mio. Euro für sonstige Schä-
den).

b) Erklärung über den Teilumsatz des Bewerbers
für den Leistungsbereich gem. § 34 HOAI 2013
in den letzten drei Geschäftsjahren (je Jahr; 2011,
2012, 2013) (§ 5 Abs. 4 c VOF). Geforderter Min-
deststandard: Der durchschnittliche Jahresteil-
umsatz muss mindestens 250.000 Euro (netto)
erreichen. Sofern in Bietergemeinschaft bzw. mit
Unterbeauftragungen angeboten wird, muss die
Jahresgesamtsumme aller Bieter der Gemein-
schaft bzw. inkl. der Unterauftragnehmer zusam-
men den genannten Mindestwert erreichen. In
der Erklärung sind die Umsatzzahlen jeweils pro
Mitglied der Bietergemeinschaft oder Unterbe-
auftragung einzeln anzugeben.

Um auch Berufsanfängern die Möglichkeit der
Teilnahme am Verhandlungsverfahren zu eröff-
nen sieht § 5 Abs. 4 VOF aus berechtigten Grün-
den (z.B. erst vor Kurzem erfolgte Unterneh-
mensgründung) vor, dass die Leistungsfähigkeit
durch andere, als geeignet erachtete Belege nach-
gewiesen werden kann (z.B. über die Höhe des
Haftungskapitals, Bürgschaftserklärungen Drit-
ter o.ä.).

III.2.3) Technische Leistungsfähigkeit

Angaben und Formalitäten, die erforderlich sind,
um die Einhaltung der Auflagen zu überprüfen: 

a) Angabe der im Jahresdurchschnitt beschäftig-
ten Mitarbeiter und Führungskräfte der letzten
drei Jahre (je Jahr 2011, 2012, 2013). Geforderter
Mindeststandard: mind. 2 Mitarbeiter/innen im
Durchschnitt der letzten drei Jahre im Bereich
Objektplanung gem. § 34 HOAI. Bietergemein-
schaften können diese Anforderung gemeinsam
erfüllen.

b) Nachweis der beruflichen Befähigung des
Bewerbers und der für die Leistung vorgesehe-
nen Person. Geforderter Mindeststandard: Ar-
chitektin/Architekt für die Leistungen der Ob-
jektplanung gem. § 34 HOAI (vgl. III.3.1).

c) Nachweis der erbrachten Leistungen für 2 Pro-
jekte für den Leistungsbereich gem. § 34 HOAI.
Die Projekte müssen innerhalb der vergangenen
sieben Jahre (Stichtag 1.1.2009) mit dem Ab-
schluss der Leistungsphase 8 und Übergabe an
die Nutzer realisiert worden sein. Entsprechende
Referenzen sind unter Angabe der Projektbe-
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schreibung, Angabe der erbrachten Leistungen
gem. HOAI (Leistungsbild und Leistungspha-
sen), Angabe des Leistungszeitraums von Leis-
tungsphase 2 bis Abschluss Leistungsphase 8 und
Übergabe an den Nutzer, Angabe der Baukosten
(KG 300+400 gem. DIN 276), Angabe der bear-
beiteten Bruttogrundfläche für Referenzen gem.
§ 34 HOAI 2013 (BGFa gem. DIN 277), der Nen-
nung der maßgeblich beteiligten Projektleiter/in
und ggf. beteiligte Unterauftragnehmer/ARGE-
Partner, der Nennung des Bauherren mit An-
sprechpartner und Telefonnummer und Refe-
renzschreiben oder Referenzbestätigung des Bau-
herren einzureichen. Die vergleichbaren Refe-
renzprojekte sind auf maximal je einem Blatt
DINA3 detailliert vorzustellen. Aus den Referen-
zen soll die Qualifikation des Bewerbers hinsicht-
lich Erfahrung mit vergleichbaren Projekten
ersichtlich werden. 
Geforderter Mindeststandard: Mit den Referen-
zen ist zwingend eine Erfahrung mit öffentlichen
Auftraggebern nachzuweisen.

III.2.4) Angaben zu vorbehaltenen Aufträgen: –

III.3) Besondere Bedingungen für 
Dienstleistungsaufträge

III.3.1) Angaben zu einem besonderen Berufsstand:
Die Erbringung der Dienstleistung ist einem be-
sonderen Berufsstand vorbehalten: Ja
Geforderte Berufsqualifikation gemäß § 19 VOF.
Als Berufsqualifikation wird der Beruf Archi-
tekt/in für die Leistungen gem. § 34 HOAI 2013
gefordert. Juristische Personen sind zugelassen,
wenn sie für die Durchführung der Aufgabe ver-
antwortliche Berufsangehörige gemäß vorange-
gangenem Satz benennen.

III.3.2) Für die Erbringung der Dienstleistung verant-
wortliches Personal: 
Juristische Personen müssen die Namen und die
beruflichen Qualifikationen der Personen ange-
ben, die für die Erbringung der Dienstleistung
verantwortlich sind: Ja

ABSCHNITT IV: VERFAHREN

IV.1) Verfahrensart

IV.1.1) Verfahrensart: Verhandlungsverfahren
Einige Bewerber sind bereits ausgewählt worden:
Nein

IV.1.2) Beschränkung der Zahl der Wirtschaftsteilneh-
mer, die zur Angebotsabgabe bzw. Teilnahme auf-
gefordert werden: 
Geplante Mindestzahl: 3, Höchstzahl: 5
Objektive Kriterien für die Auswahl der begrenz-
ten Zahl von Bewerbern: 
Alle Bewerber, die einen Teilnahmeantrag fristge-
recht eingereicht haben und die formellen Min-
destkriterien/-anforderungen erfüllen, sind für
die Wertung der Auswahlkriterien zugelassen.
Der Auftraggeber wählt anhand der erteilten
Auskünfte über die Eignung der Bewerber sowie
anhand der Auskünfte und Formalien, die zur
Beurteilung der von diesen zu erfüllenden wirt-
schaftlichen und technischen Mindestanforde-

rungen erforderlich sind, unter den Bewerbern,
die nicht ausgeschlossen wurden und die die
genannten Anforderungen erfüllen, diejenigen
aus, die er zur Verhandlung auffordert. Die Aus-
wahl erfolgt anhand der für den Leistungsbereich
der Objektplanung gem. § 34 HOAI eingereich-
ten zwei Referenzprojekte jeweils in den Krite-
rien: vergleichbare Größe (0-1 Punkt), vergleich-
bare Bauaufgabe (0-2 Punkte), vergleichbares
Leistungsbild (0-2 Punkte), vergleichbare ange-
strebte Qualität (0-2 Punkte), Referenzschrei-
ben/Referenzbestätigung (0-1 Punkt). Insgesamt
können somit maximal 16 Punkte erreicht wer-
den. Der dabei verwendete Auswahlbogen mit
den formalen Kriterien, Mindestanforderungen
und Auswahlkriterien wird mit dem Bewer-
bungsbogen versandt. Erfüllen mehrere Bewer-
ber gleichermaßen die Anforderungen und ist die
Bewerberzahl nach einer objektiven Auswahl ent-
sprechend der zu Grunde gelegten Kriterien zu
hoch, behält sich die Vergabestelle vor, die Teil-
nehmeranzahl zu erhöhen oder gem. § 10 (3) VOF
unter den verbliebenen Bewerbern zu losen.

IV.1.3) Verringerung der Zahl der Wirtschaftsteilnehmer
im Laufe der Verhandlung bzw. des Dialogs: 

Abwicklung des Verfahrens in aufeinander fol-
genden Phasen zwecks schrittweiser Verringe-
rung der Zahl der zu erörternden Lösungen bzw.
zu verhandelnden Angebote: Nein

IV.2) Zuschlagskriterien

IV.2.1) Zuschlagskriterien:

Das wirtschaftlich günstigste Angebot in Bezug
auf die nachstehenden Kriterien:

Kriterien Gewichtung

1. Fachlicher Wert 10 %

2. Qualität 25 %

3. Lösungskonzept 20 %

4. Kundendienst und
technische Hilfe 10 %

5. Leistungszeitpunkt und
Ausführungszeitraum 5 %

6. Preis/Honorar 30 %

IV.2.2) Angaben zur elektronischen Auktion

Eine elektronische Auktion wird durchgeführt:
Nein

IV.3) Verwaltungsangaben

IV.3.1) Aktenzeichen beim öffentlichen Auftraggeber:
SBH VOF 015/2014

IV.3.2) Frühere Bekanntmachungen desselben Auftrags:
Nein

IV.3.3) Bedingungen für den Erhalt von Ausschrei-
bungs- und ergänzenden Unterlagen bzw. der
Beschreibung:

Schlusstermin für die Anforderung von Unter-
lagen oder die Einsichtnahme: 3. Juni 2014,
14.00 Uhr

Kostenpflichtige Unterlagen: Nein

IV.3.4) Schlusstermin für den Eingang der Angebote
oder Teilnahmeanträge: 4. Juni 2014, 14.00 Uhr
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Bekanntmachung
einer Öffentlichen Ausschreibung

(§ 12 Absatz 1 VOL/A) 

DESY Ausschreibungsnummer: C2009-14

a) Auftraggeber: 
Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09

b) Vergabeverfahren: 
Öffentliche Ausschreibung nach § 3 Absatz 1 VOL/A.

c) Form in der Angebote einzureichen sind:

Angebote müssen schriftlich in 2-facher Ausfertigung in
einem verschlossen Umschlag mit der Kennzeichnung: 

„Öffentliche Ausschreibung DESY C2009-14
Angebotstermin 12. Juni 2014“

per Briefpost oder Boten bis spätestens zu dem unter
Buchstabe i) genannten Termin beim 

Deutsches-Elektronen-Synchrotron DESY
Haus- und Lieferanschrift:
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Briefpost: 22603 Hamburg 

eingehen. 

Sonstige Mitteilungen

IV.3.5) Tag der Absendung der Aufforderung zur Ange-
botsabgabe bzw. zur Teilnahme an ausgewählte
Bewerber: –

IV.3.6) Sprache(n), in der (denen) Angebote oder Teil-
nahmeanträge verfasst werden können: 
Folgende Amtssprache(n) der EU: DE

IV.3.7) Bindefrist des Angebots: –

IV.3.8) Bedingungen für die Öffnung der Angebote: –

ABSCHNITT VI: WEITERE ANGABEN

VI.1) Angaben zur Wiederkehr des Auftrags: 
Dies ist ein wiederkehrender Auftrag: Nein

VI.2) Angaben zu Mitteln der Europäischen Union:
Auftrag steht in Verbindung mit einem Vorhaben
und/oder Programm, das aus Mitteln der Europä-
ischen Union finanziert wird: Nein

VI.3) Zusätzliche Angaben: 
Anfragen von Bewerbern werden in anonymisier-
ter Form nebst Beantwortung auf der folgenden
Homepage veröffentlicht:
http://www.hamburg.de/fb/sbh-ausschreibungen/
Vorläufige Termine des Teilnahmewettbewerbs
mit anschließendem Verhandlungsverfahren: Ver-
sendung der Angebotsaufforderung 24./25. Ka-
lenderwoche 2014; Submissionstermin der Ho-
norarangebote 27./28. Kalenderwoche 2014; Ver-
handlungsgespräche 28./29. Kalenderwoche 2014.
Die Beauftragung erfolgt stufenweise.

VI.4) Rechtsbehelfsverfahren/
Nachprüfungsverfahren

VI.4.1) Zuständige Stelle für Rechtsbehelfs-/
Nachprüfungsverfahren
Offizielle Bezeichnung:
Vergabekammer der Behörde 
für Stadtentwicklung und Umwelt

Postanschrift:

Neuenfelder Straße 19, 21109 Hamburg,
Deutschland
Telefax: +49 / 040 / 4 28 40 - 20 39

VI.4.2) Einlegung von Rechtsbehelfen (siehe Abschnitt
VI.4.2 oder ggf. Abschnitt VI.4.3)

Genaue Angaben zu den Fristen für die Ein-
legung von Rechtsbehelfen: 

Gemäß § 107 Absatz 1 GWB leitet die Vergabe-
kammer ein Nachprüfungsverfahren nur auf
Antrag ein. Der Antrag ist gemäß § 107 Absatz 3
Nr. 1 GWB unzulässig, wenn der Antragsteller
den gerügten Verstoß gegen Vergabevorschriften
im Vergabeverfahren erkannt und gegenüber dem
Auftraggeber nicht unverzüglich gerügt hat. Die
Rüge gilt nur dann als unverzüglich, wenn sie
nicht später als 14 Kalendertage nach Kenntnis
des behaupteten Verstoßes eingelegt wird.

Des Weiteren ist gemäß § 107 Absatz 3 Nr. 4
GWB der Nachprüfungsantrag unzulässig, wenn
mehr als 15 Tage nach Eingang der Mitteilung
des Auftraggebers, einer Rüge nicht abhelfen zu
wollen, vergangen sind.

VI.4.3) Stelle, die Auskünfte über die Einlegung von
Rechtsbehelfen erteilt: 

Offizielle Bezeichnung:

SBH | Schulbau Hamburg, 
Rechtsabteilung U 1, 
An der Stadthausbrücke 1, 20355 Hamburg,
Deutschland

Telefax: +49 / 040 /4 27 92 - 71 20
E-Mail: vergabestellesbh@sbh.fb.hamburg.de

VI.5) Tag der Absendung dieser Bekanntmachung:

2. Mai 2014

Hamburg, den 2. Mai 2014
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Elektronisch übermittelte Angebote können nicht ange-
nommen und gewertet werden. Für Form und Inhalt der
Angebote gilt § 13 VOL/A. 

d) Art und Umfang der Leistung: 
Durchführung von diversen Bewirtschaftungs-, Trans-
port- und Serviceaufgaben. Die auszuführenden Arbei-
ten müssen innerhalb der Betriebszeiten ausgeführt wer-
den, d. h. montags bis freitags in der Zeit von 7.00 Uhr
bis 15.45 Uhr und beinhalten die im Regelfall von 1 Voll-
Arbeitskraft durchzuführende Hauswartleistung.
Anforderungsprofil der einzusetzenden Fachkraft:
– abgeschlossene Handwerkerausbildung
– ggf. firmenbezogene Ausbildung in Aufgaben des

Hauswartdienstes
– Führerschein der Klasse B, BE, C1 und C1E
– Ausbildung in erster Hilfe und Einweisung in die ent-

sprechenden Unfallverhütungs- und Arbeitssicher-
heitsvorschriften 

Leistungsort: 
DESY Betriebsgelände; Platanenallee 6, 15738 Zeuthen

e) Gegebenenfalls die Anzahl, Größe und Art 
der einzelnen Lose: Entfällt

f) Gegebenenfalls die Zulassung von Nebenangeboten:
Entfällt

g) Etwaige Bestimmungen über die Ausführungsfrist:
Vertragslaufzeit: 1. August 2014 bis 31. Juli 2015 mit
jährlicher Optionswahrnehmung für weitere 3 Jahre
(jeweils vom 1. August bis 31. Juli). 

h) Bezeichnung und Anschrift der Stelle, die die Ver-
gabeunterlagen abgibt oder bei der sie eingesehen
werden können:
Deutsches Elektronen-Synchrotron DESY
Abteilung V4 – Warenwirtschaft
Notkestraße 85, 22607 Hamburg
Telefon: 040 / 89 98 - 24 80, Telefax: 040 / 89 98 - 40 09
E-Mail: warenwirtschaft.v4sk@desy.de

i) Die Vergabeunterlagen können bis zum 6. Juni 2014
angefordert werden.
Ablauf der Angebotsfrist: 12. Juni 2014
Ablauf der Bindefrist: 1. August 2014

j) Geforderte Sicherheiten: Entfällt

k) Wesentliche Zahlungsbedingungen oder Angabe der
Unterlagen, in denen sie enthalten sind:
Die Zahlungsbestimmungen sind den Vergabeunterla-
gen zu entnehmen.

l) Beurteilung der Eignung (Fachkunde, Leistungsfähig-
keit und Zuverlässigkeit) des Bieters:
Mit dem Angebot sind folgende Nachweise und Erklä-
rungen einzureichen:
– Aktueller Auszug aus dem Berufs- oder dem Han-

delsregister des Sitzes oder Wohnsitzes des Unter-
nehmens.

– Eigenerklärung, dass kein Insolvenzverfahren oder
ein vergleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet
oder die Eröffnung beantragt worden ist oder ein
Antrag mangels Masse abgelehnt wurde.

– Eigenerklärung, dass das Unternehmen sich nicht in
Liquidation befindet.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Verpflichtun-
gen zur Zahlung von Steuern und Abgaben ord-
nungsgemäß erfüllt hat.

– Eigenerklärung, dass der Bieter seine Beiträge zur
gesetzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß er-
füllt hat.

– Eigenerklärung, dass keine schwere Verfehlung be-
gangen worden ist, die die Zuverlässigkeit des Bieters
in Frage stellt.

– Eigenerklärung, dass die Voraussetzungen für einen
Ausschluss nach § 21 Absatz 1 Satz 1 oder 2 Schwarz-
arbeiterbekämpfungsgesetz oder § 6 Satz 1 oder 2
Arbeitnehmer-Entsendegesetz nicht vorliegen.

– Nachweis einer Betriebshaftplichtversicherung.

– Referenzen der letzten 3 Jahre über bereits erbrachte
Leistungen der geforderten Art mit Angabe der
Adresse, Ansprechpartner und des Auftragsvolumens.

– Erklärung/Erläuterung wie sichergestellt wird, dass
mit den in Anlage 1 des Leistungsverzeichnisses ge-
nannten Leistungen „auf Anforderung“ bei zusätzli-
chem Personalbedarf mit einer Vorlaufzeit von max.
24 Stunden begonnen werden kann.

– Darstellung Beschreibung Konzept Objektüber-
nahme, inkl. Zeitplan.

– Darstellung/Beschreibung des Qualitätssicherungs-
system (Durchführung betriebseigener Kontrolle).

– Darstellung/Beschreibung Schulungssystem Mitar-
beiter.

– Darstellung/Beschreibung der Maschinen und Ge-
räte unter Angabe der Lautstärke (dB), die bei DESY
zum Einsatz vorgesehen sind.

Bei präqualifizierten Unternehmen genügt die Angabe
der Nummer, unter der sie in der Präqualifizierungsda-
tenbank für den Liefer- und Dienstleistungsbereich
(PQ VOL) eingetragen sind. Alle geforderten Nachweise
und Erklärungen, die dort nicht hinterlegt sind, sind
mit dem Angebot einzureichen. 

m) Vervielfältigungskosten: Entfällt

n) Zuschlagskriterien: 

Zuschlagskriterien gemäß den Vergabeunterlagen. Der
Zuschlag wird nach § 18 VOL/A auf das Angebot erteilt,
das unter Berücksichtigung aller Umstände als das Wirt-
schaftlichste erscheint. 

Hamburg, den 7. Mai 2014
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